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25 Jahre Entsorgergemeinschaft Abfall

 Die Vorgeschichte 

Die besondere Situation West-Berlins 
in der Zeit der Teilung bedingte, dass 
die anfallenden Bauabfallströme nur 
auf dem Wasserweg über zwei Um-
schlagstellen sowie per LKW über 
zwei Kontrollstellen auf Deponien 
he in der früheren DDR verbracht 
werden konnten. Grundlage dieser 
Entsorgungspraxis war eine auf pri-
vatrechtlicher Basis mit der DDR 
geschlossene Vereinbarung, der so-
genannte Langfristvertrag. Die heute 
übliche Aufbereitung von Bauabfäl-
len, insbesondere gemischten Abfäl-
len gab es faktisch nicht, die Abfälle 
wurden ausschließlich deponiert.

Nach dem Fall der Mauer 1989 und 
der Wiedervereinigung 1990 nahmen 
die Abfallströme allmählich andere 
Wege. Die gegenüber dem Westteil 
des wiedervereinigten Berlins deut-
lich geringeren Entsorgungskosten 
verleiteten manchen Marktteilneh-
mer, sich unter den rund 2000 in kom-
munaler Verantwortung befi ndlichen 
Deponien im Land Brandenburg neue 
Vertragspartner zu suchen. Zudem 
traten auch Brandenburger Unterneh-
men auf den Plan, die ihre regionalen 
Spezifi ka kannten und mit günstigen 
Entsorgungskosten warben. 

Auch die Zusammensetzung der über 
die Umschlagstellen nach Deetz ver-
brachten Bauabfälle veränderte sich: 
mehr und mehr wurden Abfallgemi-
sche mit hohem Störstoff anteil an-
geliefert, während das mineralische 
Material auf der Straße den Weg ins 
Berliner Umland fand. Als es auf der 
eigentlich nur für mineralische Abfäl-
le bestimmten Deponie Deetz durch 
Hitzeentwicklung des organischen 
Materials brannte, erließ das Land 
Brandenburg im März 1992 einen An-
nahmestopp. Die Konsequenz: „über 
Nacht“ wurden die beiden Umschlag-
stellen geschlossen, es kam zum 
Bauabfallnotstand.

Es folgten Abstimmungen zwischen 
Berlin und Brandenburg, teils mit und 
teils ohne Einbeziehung der Verbän-
de, der Senat sagte verschiedene 
Maßnahmen – weitere Abstimmun-
gen mit Brandenburg und den Aufbau 

von mobilen Sortieranlagen – zu. An-
fang April wurden die Umschlagstel-
len wieder geöff net, die erste Sortier-
anlage am Nordbahnhof nahm ihren 
Betrieb auf.

All das dauerte im Bauboom der 
Nachwendejahre jedoch zu lange. 
Einige Unternehmen bildeten Arbeits-
gemeinschaften (Arge), beschaff ten 
Anlagentechnik und nahmen die Ab-
fallaufbereitung in die eigene Hand 
– nicht immer in kollegialer Art den 
eigenen Arge-Mitgliedern gegenüber. 

Und es wunderte nicht, dass mancher 
windige Geschäftemacher die Gunst 
der Stunde erkannte und – vielfach 
mit krimineller Energie ausgestattet 
– auf seine Weise loslegte: schnell 
wurde ein altes Industriegrundstück 
im Ostteil Berlins oder im nahen Um-
land angemietet, ein günstiger An-
nahmepreis veröff entlicht und schon 
wuchsen in kürzester Zeit die Bau-
abfallberge in den Himmel. Rechtlich 

leicht gemacht wurde es den Akteu-
ren durch eine damals bestehende 
Lücke in der Vierten Bundesimmissi-
onsschutzverordnung. Manche noch 
heute nicht beräumte Ablagerung in 
Brandenburg stammt aus dieser Zeit.

Es lag politisch nahe, diesem Treiben 
ein Ende zu setzen. Und so wurden 
vor allem in Berlin Überlegungen 
angestellt, die Bauabfallentsorgung 
in staatliche Verantwortung zu über-
nehmen. Dies hätte allerdings zum 
Ende der kleinteiligen Struktur in der 
Transport- und Bauwirtschaft im Hin-
blick auf die Entsorgung von Bauab-
fällen geführt. Und so standen die 
vielen kleinen und mittelständischen 
Transport- und im Werkverkehr trans-
portierenden Bauunternehmen zwi-
schen zwei Fronten: einerseits dem 
Druck der unseriösen Entsorger und 
andererseits der Gefahr der Subun-
ternehmerschaft im Falle von Aus-
schreibungen nach einer möglichen 
Kommunalisierung.

Hier setzten Ende 1992 die Überle-
gungen der Verkehrs- und Bauwirt-

schaft zur Bildung von Gütersiche-
rungsgemeinschaften an.

Abb.: Bericht in der Mitgliederzeitschrift der Fuhrgewerbe-Innung zur Thematik Bauabfallentsor-
gung 1992
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 Die Gründungsvorbereitungen

Erfahrungen in der Bildung und Tätig-
keit von Überwachungsgemeinschaf-
ten gab es seit Mitte der 80er Jahre 
in Norddeutschland. Dort hatten sich 
die Transportunternehmen und die 
Betreiber von Aufbereitungsanlagen 
zu eigenständigen Überwachungs-
gemeinschaften zusammengeschlos-
sen, um der illegalen Verfüllung von 
Kiesgruben im Hamburger Umland 
einen Riegel vorzuschieben. Aufbau-
end auf den Hamburger Erfahrungen 
trafen Fuhrgewerbe-Innung und die 
Verbände der Bauwirtschaft Vorbe-
reitungen zur Bildung von freiwilligen 
Überwachungsstrukturen auch in der 
Region Berlin-Brandenburg. Die zu-
ständigen Verwaltungen und deren 
politische Leitung hatten sich bereit 
erklärt, die Initiativen der Wirtschaft 
zu akzeptieren und zu unterstützen. 
Andererseits sollte auf staatliche Ein-
fl ussnahmen soweit als möglich ver-
zichtet werden. 

Aufgrund in Teilen unterschiedlicher 
Auff assungen über den Grad der 
rechtlichen Regulierungen vereinbar-
ten die Verbände in enger Abstim-
mung die Bildung zweier Überwa-
chungsgemeinschaften, einer für die 
Transporteure und einer für Betreiber 
von Aufbereitungsanlagen.

 Das System

Überwachungs- oder Gütesiche-
rungsgemeinschaften waren Anfang 
der neunziger Jahre in verschiede-
nen Bereichen der Wirtschaft bereits 
bewährte Instrumente der Eigen- und 
neutralen Fremdüberwachung. Für 
die jeweiligen Wirtschaftsbereiche 
wurden aus der Branche heraus Qua-
litätsstandards defi niert, auf deren 
Einhaltung sich die der Gemeinschaft 
angeschlossenen Unternehmen ver-
pfl ichteten. Neutrale Dritte mit ent-
sprechender Branchenkompetenz un-
ter Begleitung durch ehren- und/oder 
hauptamtliche Gremien überwachten 
die Einhaltung der Standards. Die 
Vergabe von Überwachungszertifi -
katen sowie von Güte- oder Überwa-
chungszeichen dokumentierte Dritten 
gegenüber der Qualitätssicherung.

Auch die in Norddeutschland bereits 
bestehenden Überwachungsgemein-

schaften der Bauabfallentsorgung 
hatten ein solches Modell gewählt. 
In der Struktur eines eingetragenen 
Vereins mit Vorstand arbeitete ein eh-
renamtlich bestellter Überwachungs-
ausschuss, der die von neutralen 
Dritten – beauftragten Ingenieurbü-
ros – durchgeführten Prüfungen und 
Überwachungen beurteilte und über 
die Vergabe und ggf. den Entzug von 
Zertifi katen und Überwachungszei-
chen entschied. Auf Bitte der Trans-
port- und Bauunternehmerverbände 
in Berlin und Brandenburg hatten 
die norddeutschen Kollegen ihr Ein-
verständnis gegeben, nicht nur das 
Modell an sich, sondern auf Wunsch 
auch die Überwachungszeichen di-
rekt zu übernehmen. 

 Die Gründungsvorbereitungen

Nachdem sich im Mai 1994 45 Anla-
genbetreiber zur Überwachungsge-
meinschaft Baureststoff e – Anlagen 
Berlin-Brandenburg e. V. zusam-
mengeschlossen hatten, folgte im 
zweiten Schritt am 29. März 1995 die 
Gründungsversammlung der Über-
wachungsgemeinschaft Baureststoff -
transport Berlin-Brandenburg e. V. 
Rund 150 Repräsentanten aus Trans-
port-, Bau- und Binnenschiff fahrtsun-
ternehmen sowie einige Gäste aus 
Politik, Verwaltung und Verbänden 
nahmen an der Gründungsversamm-
lung teil. 83 Unternehmen erklärten 
noch in der Gründungsversammlung 
ihren Beitritt, weitere beantragten in 
den folgenden Wochen die Mitglied-
schaft, so dass die Mitgliederzahl auf 
über 100 stieg.

Nach Beschluss der Satzung wurden 
die Mitglieder des Vorstandes und des 
Überwachungsausschusses gewählt. 
In den Vorstand berufen wurden

• Hans-Dieter Schwind, Schwind-
Container-Service GmbH, als 
Vorsitzender

• Ulrich Schulz, Richter & Schulz 
oHG als stellvertretender Vorsit-
zender und 

• Ekkehard Richter, HTB Heiners-
dorfer Transport-Bau GmbH als 
stellvertretender Vorsitzender.

Der Überwachungsausschuss wurde 
mit 10 Mitgliedern gewählt. Kurze Zeit 
nach der Gründungsversammlung 
konstituiert sich der Überwachungs-
ausschuss – als Vorsitzender wird 
Michael Kremer, Freisler Container-
dienst GmbH Berlin gewählt - und be-
ginnt mit der Arbeit an den Entwürfen 
des Überwachungsverfahrens und 
der Qualitätsstandards.

Abb.: Einladung zur Gründungsversammlung 
1995

Abb.: Gründungsversammlung der Überwa-
chungsgemeinschaft Baureststoff transport am 
29.03.1995 im Hotel Hilton Berlin
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Die Geschäftsführung der Gemein-
schaft wurde in Abstimmung zwi-
schen den Verbänden der Fuhrge-
werbe-Innung übertragen und vom 
seinerzeitigen Geschäftsführenden 
Vorstand Lieselotte Raunhardt und 
dem stellvertretenden Geschäftsfüh-
rer Gerd Bretschneider übernommen.

Im September 1995 werden Überwa-
chungsverfahren und Qualitätsstan-
dards beschlossen und gelten nun-
mehr als verbindliche Kriterien der 
Eigen- und Fremdüberwachung. 

Hervorzuheben ist, dass das Verfah-
ren nicht nur stationäre Überprüfun-
gen in den Betrieben vorsieht, sondern 
von den beauftragten Fremdüberwa-
chern -  drei Ingenieurbüros werden 
hierfür nach Ausschreibung betraut, 
von denen die oecontrol Technische 
Überwachungsorganisation GmbH 
die Gemeinschaft die folgenden 25 
Jahre begleiten wird – auch „Unter-
wegskontrollen“ bei Anlieferungen an 
Entsorgungsanlagen auf ordnungs-
gemäße Beförderung erfolgen.

Es beginnen die Aufnahmeprüfun-
gen, am 28.03.1996 erhalten auf 
Beschluss des Überwachungsaus-
schusses im Beisein des damaligen 
Staatssekretärs in der Senatsverwal-
tung für Bauen, Wohnen und Verkehr 
Ingo Schmitt und Abteilungsleiter 
Rudolf Adam die ersten 37 Mitglieds-
unternehmen das Überwachungszer-
tifi kat und das Überwachungszeichen 
„Kontrollierter Transport“. 

Zudem löste das Land Berlin die po-
litische Zusage ein, bei öff entlichen 
Bauvorhaben Eigen- und Fremdü-
berwachung für die Bauabfallbeför-
derungsleistungen verbindlich vorzu-
schreiben. 

 Die Änderung  des Abfallrechts

Bereits im Jahr 1994 ist das deutsche 
Abfallrecht grundlegend novelliert 
worden, an die Stelle des früheren 
Abfallgesetzes trat das neue Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallgesetz 
(KrW-/AbfG), welches am 07.10.1996 
wirksam werden sollte. 

Auf seiner Basis sollte ein unterge-
setzliches Regelwerk entstehen, in 
dem auch ein den bisherigen Über-
wachungsgemeinschaften vergleich-
bares Instrument, der Entsorgungs-
fachbetrieb unter dem Dach von 
Entsorgergemeinschaften, verankert 
wurde. Mit der Entsorgungsfach-
betriebeverordnung (EfbV) und der 
Entsorgergemeinschaftenrichtlinie 

(EGRL), deren Inkrafttreten 
für 1998 festgelegt worden 
war, wurde dies realisiert.

Bereits frühzeitig hatten 
sich Vorstand, Überwa-
chungsausschuss und Ge-
schäftsführung der Überwa-
chungsgemeinschaft damit 
auseinandergesetzt, welcher 
Weg mit Änderung der recht-
lichen Rahmenbedingungen 
eingeschlagen werden soll. 
Weitere Änderungen im Be-
reich der Bestimmung der 
Abfallarten sowie der Nach-
weispfl ichten galt es eben-
falls zu berücksichtigen.

Bereits im Dezember 1996 
beschloss die Mitgliederver-
sammlung, die Umwandlung 
der Überwachungsgemein-
schaft in eine staatlich an-

   erkannte Entsorgergemein-
             schaft  in Angriff  zu nehmen. 

 Die Umwandlung zur Entsorger-
gemeinschaft

Unmittelbar nach Veröff entlichung 
der nötigen Details für die Gründung 
von Entsorgergemeinschaften wurde 
begonnen, die Voraussetzungen der 
Umwandlung der Überwachungsge-
meinschaft in eine Entsorgergemein-
schaft zu schaff en. In Abstimmung 
mit der künftig voraussichtlich zustän-
digen Anerkennungsbehörde, der Se-
natsumweltverwaltung, wurden be-
reits im Januar 1997 erste Unterlagen 
zur Prüfung eingereicht. 

Am 28. Oktober 1997 beschloss die 
Mitgliederversammlung die vorge-
schlagenen Änderungen, mit Eintra-
gung im Vereinsregister wurde auch 

Abb.: Weitere Schnappschüsse der Gründungsversammlung der Überwachungsgemeinschaft Baureststoff transport am 29.03.1995 im Hotel Hilton 
Berlin

Abb.: Zertifi kat aus der ersten Phase der Tätigkeit 
der Gemeinschaft
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der neue Name wirksam: Entsorger-
gemeinschaft Abfall Berlin-Branden-
burg e. V. (ESA). 69 Mitgliedsbetriebe 
hatten durch Einsendung des neuen 
Datenblatts zur Benehmensregelung 
ihren Willen bekundet, sich künftig als 
Entsorgungsfachbetrieb zertifi zieren 
zu lassen. 

Im Februar 1998 erhielt die ESA 
ihre behördliche Anerkennung. Am 
22.06.1998 erhielten die ersten 
sieben Mitgliedsunternehmen das 
Überwachungszertifi kat und das 
Überwachungszeichen als Entsor-
gungsfachbetrieb, bis zum Jahres-
ende 1998 schlossen insgesamt 22 
Mitgliedsunternehmen das Zertifi zie-
rungsverfahren erfolgreich ab.

 Die weitere Entwicklung

Mit dem Inkrafttreten des KrW-/AbfG 
waren auch an anderer Stelle Ände-
rungen verbunden. So wurden durch 
Übernahme des Europäischen Ab-
fallverzeichnisses die Abfallarten neu 
bestimmt, die Zuordnung der Ge-
fährlichkeitskategorien geändert und 
Überlassungspfl ichten neu geregelt. 
Das hatte auch Auswirkungen auf 
die Entsorgung von Baumischabfäl-
len, was zur Aufhebung der Überlas-
sungspfl icht von Baumischabfällen in 
Berlin geführt hatte.

Daneben war das Problem illega-
ler Entsorgungspraktiken trotz des 
Bemühens der Verbände und Über-
wachungs- bzw. Entsorgergemein-
schaften noch immer nicht vollständig 
gelöst. 

Den Interessen der Wirtschaft ver-
pfl ichtet, hatte sich bereits seit An-
fang 1997 eine Arbeitsgruppe bei der 
IHK Potsdam mit Möglichkeiten der 
Lösung des Entsorgungsproblems für 
gemischte Bau- und Abbruchabfälle 
befasst. Dieser Arbeitsgruppe gehör-
ten auch die beiden regionalen Ent-
sorgergemeinschaften an.

Die Abstimmungen mündeten 1998 in 
die „Umweltvereinbarung zur Verwer-
tung von Bauabfällen unter besonde-
rer Berücksichtigung gemischter Bau- 
und Abbruchabfälle“, die zwischen 
den Ländern Berlin und Branden-
burg, den IHK`en beider Länder, den 
Bauverbänden und den Entsorgerge-
meinschaften geschlossen wurde. 

Abb.: Im Beisein des kommissarischen Staatssekretärs in der Berliner Umweltverwaltung Wolf-
gang Bergfelder (Bild oben M.) werden am 22.06.1998 die ersten Mitgliedsunternehmen als Ent-
sorgungsfachbetrieb zertifi ziert
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Für die Transportunternehmen be-
stand die wesentlichste Bestimmung 
in der fakultativen Führung verein-
fachter Entsorgungsnachweise be-
reits vor dem auf den 01.01.1999 
festgelegten Termin.

Als eine besondere Plattform haben 
sich die von den Behörden beider 
Länder initiierten Erfahrungsaustau-
sche mit den in der Region ansässi-
gen Zertifi zierungsorganisationen für 
Entsorgungsfachbetriebe – Entsor-
gergemeinschaften und Technische 
Überwachungsorganisationen – her-
ausgebildet. 

Über einen längeren Zeitraum zu-
nächst zweimal im Jahr, später im 
jährlichen Turnus durchgeführt boten 
sie die Möglichkeit zur gegenseitigen 
Information sowie zur Klärung von in 
der Praxis aufgetretenen Fragestel-
lungen.

Anfang des Jahre 2000 endete die 
Zweijahresfrist für Mitglieder der ESA, 
innerhalb der sie sich erfolgreich zer-
tifi zieren lassen mussten. Letztlich 
gelang vielen Betrieben noch recht-
zeitig die Zertifi zierung, so dass die 
Mitgliederzahl sich bei 45 Betrieben 
stabilisierte. Auf die weitere Mitglied-
schaft verzichtete der Großteil der 
noch verbliebenen Baubetriebe – hier 
hatten die meisten ihren Fuhrpark in-
zwischen ohnehin aufgegeben – so-
wie Transportunternehmen, die aus-
schließlich nicht gefährliche Abfälle 
zur Verwertung beförderten.

In den Folgejahren beschränkte sich 
das Wirken der ESA nahezu aus-
schließlich auf die Erfüllung der Prü-
fungs- und Zertifi zierungsaufgaben.

Im Lauf der Jahre gab es auch Verän-
derungen in der Zusammensetzung 
der Gremien. So folgte Bernhard 
Lemmé (NENN Entsorgung GmbH  
& Co. KG) 1998 als Vorsitzender des 
Überwachungsausschusses auf Mi-
chael Kremer. 

Einen ersten Wechsel im Vorstand 
gab es 1999, als Ulrich Schulz (Rich-
ter & Schulz oHG) den Vorsitz über-
nahm und Bernd Richter (ORES 
GmbH) zu einem der beiden Stellver-
treter gewählt wurde. 

2001 scheidet Ekkehard Richter al-
tersbedingt aus dem Vorstand aus, 
für ihn folgt Thomas Holewa (HMH 
Entsorgung GmbH) nach. 2011 kan-
didiert Bernd Richter nicht mehr für 
den Vorstand, ihm folgt Jörg Röhli-
cke (Bernd Thater Umzüge) ins Vor-
standsamt.

In der Gremienarbeit sind die Zu-
sammenkünfte des Überwachungs-
ausschusses hervorzuheben, die 
zwischen vier- und sechsmal jährlich 
anstehen. 

Der Ausschuss entscheidet über die 
Verleihung von Überwachungszer-

tifi katen und –zeichen, 
musste aber im Lauf der 
Jahre in einigen Fällen 
auch Beschlüsse zum 
Entzug des Zertifi kats 
fassen, was dann zum 
Ausschluss des betroff e-
nen Unternehmens aus 
der Mitgliedschaft führte. 

In den Ausschusszu-
sammenkünften wird 
aber nicht nur über die 
Zertifi zierung von Ent-
sorgungsfachbetrieben 
entschieden, sondern 
es werden auch aktuelle 
Themen des Abfallrechts, 
anstehender Rechtsno-
vellierungen und der Voll-
zug von Rechtsvorschrif-
ten erörtert. 

Im Vereinsleben inzwi-
schen fest verankert sind 
die jährlichen Sommer-
feste und Weihnachts-
feiern, die sich breiter 
Zustimmung erfreuen. 

Abb.: Form des Zertifi kats 1998 – 2017

Abb.: 2004 besichtigte der Überwachungsausschuss anlässlich einer Ausschusszusammenkunft 
die MVA Ruhleben
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Und auch die Gründungsjubiläen ließ 
die Gemeinschaft nicht verstreichen: 
zum 10jährigen Gründungsjubiläum 
2005 wurde ins Funkturmrestaurant 
eingeladen, das 20jährige wurde mit 
einer Bundestagsbesichtigung und 
einem gemeinsamen Abendessen im 
Abgeordnetenrestaurant des Deut-
schen Bundestages verknüpft.

Fester Baustein für die Mitglieder der 
ESA sind die vom Verordnungsgeber 
alle zwei Jahre verbindlich vorge-
schriebenen Fortbildungslehrgänge 
für die mit Leitung und Beaufsichti-
gung des Betriebs betrauten Perso-
nen. 

Nach Gründung der Gemeinschaft 
hat zunächst die GEDEGE Genos-
senschaft für das Verkehrsgewerbe 
e. G. und später – nach Auflösung der 
GEDEGE im Jahr 2001 – das Toch-
terunternehmen der Fuhrgewerbe-
Innung, die FGIBB Service GmbH, 
diese Leistungen angeboten.
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 Die EVGE

Mit Wirksamwerden der EfbV und 
der EGRL hatten sich bundesweit 
einige überregionale wie regionale 
Entsorgergemeinschaften gegründet. 
Hierbei bildeten sich auch gewisse 
Branchenschwerpunkte. Aus ihrem 
Kreis initiiert wurde auf der Fachmes-
se ENTSORGA im Jahr 2003 der 1. 
Tag der Entsorgergemeinschaften, 
der auch bei einer vergleichbaren Or-
ganisation in Österreich, dem V.EFB 
Verein zur Verleihung des Zertifikates 
eines Entsorgungsfachbetriebes, auf 
Interesse stieß.

Die gemeinsamen Interessen legten 
nahe, sich auszutauschen und zu 
verschiedenen Fragestellungen ab-
zustimmen, Ende 2003 wurde auch 
die ESA in diesen Prozess eingebun-
den. Aus zunächst einem lockeren 
Netzwerk entwickelte sich schnell das 
Bemühen, sich zu einer festen Orga-
nisation zu formieren, zu der auch 
Organisationen aus Tschechien, der 
Slowakischen Republik sowie später 
aus Ungarn, der Schweiz und zeitwei-
lig den Niederlanden stießen. 

Ende Oktober 2004 war es soweit: in 
Köln wurde die EVGE-Europäische 
Vereinigung der Gemeinschaften zur 
Zertifizierung von Entsorgungsfach-
betrieben e.V. gegründet. Ziel des 
Vereins ist es, einheitliche Zertifizie-
rungsstandards zum Entsorgungs-
fachbetrieb zwischen den nationalen 
Gemeinschaften zur Zertifizierung 
von Entsorgungsfachbetrieben (in 
Deutschland Entsorgergemeinschaf-
ten) festzulegen und die Vergleich-
barkeit der nationalen Zertifikate her-
zustellen. 

Seit Gründung der EVGE ist der Vor-
sitzende der ESA Vorstandsmitglied 
der internationalen Organisation.

Die Geschäftsstelle der EVGE war 
zunächst beim Sprecher des Arbeits-
ausschusses angesiedelt, wurde spä-

ter aus organisatorischen und ver-
einsrechtlichen Gründen jedoch auf 
die bvse-Geschäftsstelle in Bonn fest-
gelegt. Die Sprecherfunktion wech-
selte zunächst jährlich, später wurde 
der Sprecher für jeweils zwei Jahre 
bestimmt. Bereits zweimal, 2006 und 
2016/2017, hatte der Geschäftsführer 
der ESA, Gerd Bretschneider dieses 
Amt inne.

Fest etabliert habe sich die jährlichen 
Sachverständigenschulungen, zu de-
nen zunächst nach Bonn, seit einigen 
Jahren regelmäßig am ersten Don-
nerstag im März nach Eisenach ein-
geladen wird. 

Ergänzt werden diese bedarfsweise 
zu aktuellen Themen wie beispiels-
weise bei Novellierung der EfbV und 
durch thematische „Entsorgertreffen“ 
für Mitglieder der EVGE-Gemein-
schaften und Sachverständige wie 

z. B. 2016 in Würzburg oder 2017 in 
Bochum.

Abb.: Das Gründungslogo der EVGE

Abb.: der Vorsitzende der ESA Ulrich Schulz und ESA-Geschäftsführer Gerd Bretschneider bei der 
EVGE-Mitgliederversammlung 2008

Im Laufe der Jahre schlossen sich weitere Organisationen der EVGE an.

Abb.: EVGE-Vorstand und Arbeitsausschuss im Jahr 2014
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 Die Novellierung der Entsor-
gungsfachbetriebeverordnung

Die Entwicklung des Instruments 
Entsorgungsfachbetrieb verlief in 
Deutschland nicht immer reibungs-
los. Kritik begründete sich vor allem 
dadurch, dass in einige bundesweit 
zu beklagende Entsorgungsskandale 
auch zertifi zierte Entsorgungsfachbe-
triebe involviert waren. Angeführt sei 
beispielhaft der Fall eines „Deponie-
sanierers“ in einem Brandenburger 
Landkreis, der – von einem regional 
nicht bekannten Sachverständigen 
als Entsorgungsfachbetrieb zertifi -
ziert – in großem Stil die ihm zur Ver-
füllung mit mineralischem Material 
anvertrauten früheren Deponien ille-
gal mit nichtmineralischen Bau- und 
Gewerbeabfällen verfüllte. 

Mitunter bestanden auch unterschied-
liche Auff assungen zwischen den Zer-
tifi zierern und den Behörden über die 
Auslegung und Anwendung der EfbV, 
die in Einzelfällen auch einer gericht-
lichen Klärung unterworfen wurden. 
Im Prinzip wurde das Instrument Ent-
sorgungsfachbetrieb in diesen Fällen 
immer bestätigt. Gleichwohl gab es 
auch Bemühungen, dieses Instru-
ment rechtlich wieder aufzugeben, 
allerdings hatte dies keinen Erfolg. Ab 
2010 gab es jedoch erste Überlegun-
gen einer Novellierung der entspre-
chenden Rechtsvorschriften, konkre-
tisiert wurden diese Überlegungen im 
Zusammenhang mit der Novellierung 
des Abfallrechts und dem Inkrafttre-
ten des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
(KrWG) im Jahr 2012.

In den Jahren 2015 und 2016 wurden 
Arbeitsentwurf, Referentenentwurf 
und schließlich der Regierungsent-
wurf der novellierten EfbV vorgelegt. 
Inhaltlich verschmolz der Verord-
nungsgeber die bislang getrennten 
Regelwerke EfbV und Entsorgerge-
meinschaftenrichtlinie (EGRL) in ei-
ner Rechtsvorschrift. Eine Reihe bis-
lang praktizierter Verfahrensschritte 
des Zertifi zierungsprozesses wurde 
beibehalten, einiges präzisiert und ei-
niges neu hinzugefügt. 

Die deutschen Entsorgergemein-
schaften der EVGE hatten bereits im 
August 2015 eine erste gemeinsame 
Stellungnahme mit wesentlichen Kri-
tikpunkten zum ersten Arbeitsentwurf 

der Novelle der EfbV verfasst und dem 
Träger des Gesetzgebungsverfah-
rens, dem BMUB, übersandt. Positiv 
hervorzuheben ist, dass neben den 
innerhalb der EVGE organisierten, 
deutschen Entsorgergemeinschaften 
eine Vielzahl von Verbänden, insbe-
sondere auch Bundesverbände, im 
Rahmen ihrer Stellungnahmen auf 
die Stellungnahme der EVGE Bezug 
genommen haben.

Es folgten ein Gespräch im BMUB, 
mehrere Stellungnahmen, eine An-
hörung wiederum im BMUB bis zum 
endgültigen Beschluß und der Zu-
stimmung durch den Bundesrat.

Unter den – neben vielem Bekannten 
- zahlreichen Neuregelungen sind be-
sonders hervorzuheben:

• das verbindliche Instrument ei-
ner Vorprüfung vor Aufnahme 
von Neumitgliedern einer Ent-
sorgergemeinschaft, in der das 
betreff ende Unternehmen die 
Gewähr bieten muss, das Zertifi -
zierungsverfahren erfolgreich ab-
zuschliessen

• ein der Form und dem Inhalt nach 
für alle Zertifi zierer einheitliches 
Überwachungszertifi kat entspre-
chend des Anhangs der EfbV, 
dessen Gestaltung man nicht zu 
den Sternstunden des Designs 
zählen darf und dessen Aussage-
fähigkeit (mitunter allein dem Um-
fang geschuldet) für 
im Abfallrecht nicht 
so versierte Auftrag-
geber eine gewisse 
Zumutung darstellt

• ein von den Zertifi zie-
rern zu defi nierendes 
System unangekün-
digter Vor-Ort-Prü-
fungen

• ein elektronisches 
Portal, in dem die 
Zertifi zierer Über-
wachungsberichte 
ein- und Zertifi kate 
erstellen sowie die-
se an die zuständi-
ge Behörde senden 
müssen

• eine öff entlich ein-
sehbares elektro-
nisches Fachbe-

trieberegister, in dem alle in 
Deutschland zertifi zierten Entsor-
gungsfachbetriebe erfasst wer-
den.

 Die Anpassung an das neue 
Recht

Die novellierte EfbV machte es er-
forderlich, das komplette Regelwerk 
der ESA einer generellen Überarbei-
tung zu unterziehen. Die Gelegen-
heit wurde 2017 genutzt, neben den 
substantiellen auch einige redaktio-
nelle Änderungen der Satzung zu be-
schliessen. 

Neu eingefügt in Satzung und Qua-
litätsrichtlinien wurde das von der 
neuen EfbV vorgegebene System der 
Vorprüfung bei der Neuaufnahme von 
Mitgliedsunternehmen. Die Änderung 
von Satzung und Qualitätsrichtlinien 
stand auf der Tagesordnung der Mit-
gliederversammlung im Juni 2017.

Ferner wurde ein internes System 
unangekündigter Vor-Ort-Prüfungen, 
die Dokumentation von Vorprüfungen 
und ein Arbeitsdokument zur Doku-
mentation aller internen Prozesse 
im Zusammenhang mit Aufnahme, 
Zertifi zierung, Unterrichtung der Be-
hörde und ggf. dem Ausscheiden von 
Mitgliedern vom Überwachungsaus-
schuss beschlossen.

Abb.: Form des im elektronischen Portal er-
stellten Zertifi kats seit 2017
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 Schlussbemerkungen

Zunächst als ausschließlich freiwilli-
ges Gütesicherungssystem gestartet 
und später auf gesetzlich verbind-
licher Ebene arbeitend hat sich die 
Entsorgergemeinschaft Abfall Berlin-
Brandenburg e. V. in den 25 Jahren 
seit ihrer Gründung zu einem in der 
Region etablierten und anerkannten 
Instrument entwickelt. 

Für die überwiegend kleinen und mit-
telgroßen Mitgliedsbetriebe bilden 
der jährliche Zertifi zierungsprozess, 
die zweijährlichen Fortbildungen und 
die Zusammenkünfte der Gemein-
schaft neben dem anspruchsvollen 
Tagesgeschäft ein festes Korsett der 
Orientierung, Weiterbildung und Qua-
litätssicherung. 

Die Entsorgergemeinschaft genießt 
bei Behörden, der Politik und den re-
levanten Akteuren der Wirtschaft An-
erkennung und Reputation, was nicht 
zuletzt dem Handeln der ehren- und 
hauptamtlichen Repräsentanten der 
Gemeinschaft zu verdanken ist.

Der hier abgedruckte Beitrag ist in stark gekürzter Form der 
Chronik „25 Jahre Entsorgergemeinschaft Abfall Berlin-Bran-
denburg e. V.“ entnommen, die im kommenden Jahr im Rah-
men der für den 04.06.2021 geplanten Jubiläumsveranstaltung 
veröff entlicht wird.


